
»Es ist zu begrüßen, 
dass die Stadt  
den Skatesport  
befördert«  
Margot Gaitzsch zum Skatekonzept

»Wenn die an die Macht kommen, sind 
wir die ersten, die weg sind.« Es sind 
Worte, die gleichsam besorgniserre-
gend wie nüchtern beschreiben, was 
droht, wenn am 9. Juni die Verhältnis-
se in Dresden nach rechts kippen. Am 
26. März waren es Kulturpolitikerin-
nen und Kulturschaffende, die auf Ein-
ladung der Fraktion DIE LINKE auf der 
Bühne der Schauburg darüber disku-
tierten, was aus Kunst und Kultur wird, 
wenn die Rechte erstarkt. Sie fanden 
genau diese Worte. 

Doch: wen juckt’s? Es scheint, als 
dringe die Gefahr einer rechten und 
zugleich neoliberalen Mehrheit in Stadt 

und Land aktuell lediglich in interes-
sierten Kreisen durch, bei denen, deren 
Arbeit für das Schöne und Gute auf den 
politischen Goodwill hin stattfindet.

Wie aber können die aufgerüttelt 
werden, deren Existenz nicht unmit-
telbar bedroht scheint?

Vielleicht erreicht sie die Darstel-
lung all dessen, was in unserer Stadt 
unmittelbar in Gefahr und doch so 
wichtig für ein gutes Leben ist. Es 
sind die Stadtteilfeste, um die die Po-
litik ringt, die – frei und selbstverwal-
tet – der Law-and-Order-Rechten ein 
Dorn im Auge sind. Es sind die Bäder 
in Dresden, die dringend öffentlicher 

Investitionen bedürfen – öffentliche 
Investitionen, zu denen eine extre-
me Rechte nicht bereit ist. Das hat sie 
beim Sachsenbad bewiesen. 

Es ist der soziale Wohnungsbau – in-
folge der TSMC-Ansiedlung mit vielen 
neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern nicht zuletzt im Dresdner Norden 
nötig – der auf der rechten Seite keine 
Unterstützung findet. 

Und es sind auch die Festanstel-
lungen im HSKD, die der Überzeugung 
folgen, dass Kunstfreiheit und leben-
dige Kultur eine materielle Absiche-
rung brauchen. All das gilt es zu ver-
teidigen.  Thomas Feske

Die Rechte erstarkt: 
Was tun wir? Baden ist nicht nur ein Frei-

zeitspaß für Jung und Alt. Das 
Schulschwimmen, therapeu-
tische Angebote und schließ-
lich das Sportschwimmen sind 

wichtig. Schwimmhallen und Freibäder 
werden von der Dresdner Bäder GmbH 
als Tochterunternehmen der Technischen 
Werke Dresden GmbH betrieben. Sieben 
Hallen-, neun Freibäder und zwei Bade-
stellen sind derzeit im Bestand. Die Besu-
cherzahlen sind im Vergleich zu 2022 um 
18 Prozent gestiegen. In den fünf Saunen 
stiegen die Nutzerzahlen sogar um zwei 
Drittel! Das aktuelle Wasserflächendefizit 
beträgt in Dresden etwa 1020 Quadrat-
meter. Vor diesem Hintergrund wurde 
nun auftragsgemäß das Bäderkonzept 
fortgeschrieben. Darin ist eine Priori-
sierung hinsichtlich der Neu- und Aus-
bauten festgeschrieben. Der Neubau 
der Schwimmhalle in Klotzsche steht an 
erster Stelle, gefolgt vom neuen Sach-
senbad.   » Seite 4

Die Angst vor einer gravierenden Rechtsverschiebung 
geht um – allerdings nur in interessierten Kreisen

BÄDER IN DRESDEN

Erhöhter Bedarf

  DIE LINKE: Nicht kleckern, sondern klotzen.  
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Der Semperopernball wird von einem privaten Ver-
ein nicht privater Honoratioren unter Verwendung 
der öffentlichen Semperoper nebst Opernensemb-
le ausgerichtet. Angereichert wird der Ball mit Un-
terhaltungspromis. 

Erst mit der Information, dass der Dresdner Ober-
bürgermeister mit Hilfe einer unbekannten Tischge-
meinschaft an einem Abend das Jahreseinkommen 
eines sächsischen Arbeitnehmers 
verprasst hatte, rückte die Veran-
staltung unter die Lupe der Kom-
munalpolitik.

Während der letzten Jahre 
musste das Ereignis pandemie-
bedingt pausieren, was gleich-
zeitig Gelegenheit bot, Missgriffe 
früherer Semperopernbälle zu re-
flektieren, nämlich die Verleihung 
des St.-Georgs- Ordens an den russischen Prä-
sidenten Putin und den ägyptischen Präsidenten 
as-Sisi, beides keine lupenreinen Demokraten und 
Friedensfreunde. Dass die Auszeichnung wiede-
rum eigentlich keine offizielle ist, sondern eine Art 
Karnevalsorden, sei hier auch erwähnt.

Mit der Wiederaufnahme des Balls gelobte 
der aus vier Männern und einer Frau bestehende 
Opernballvorstand Besserung. Trotzdem, knüpfte 
der Opernball ausweislich seiner Internetpräsenz 
mit der Wiederauflage 2006 an die letzte Ballnacht 
vor 67 Jahren an, nämlich den Ball von 1939. Spä-
testens hier würden anderenorts die Alarmglo-

cken läuten, nicht in Dresden. Zur rauschenden 
Ballnacht 1939 gab sich nämlich die sächsische 
und sudetendeutsche NSDAP-, SA- und SS-Pro-
minenz die Klinke in die Hand. Reichsstatthalter 
Martin Mutschmann, Karl Fritsch, Kreishauptmann 
Schepmann, der später verurteilte Kriegsverbre-
cher Wilhelm Liszt, um nur einige zu nennen, ge-
hörten zu den Ehrengästen. Viele von ihnen be-

gingen Kriegsverbrechen und 
wurden später dafür verur-
teilt, richteten sich selbst oder – 
setzten ihre berufliche Karriere 
im Westen einfach fort.

Mag man einwenden, dass 
sich der unschuldige Ball der »Eh-
rengäste« nicht erwehren konnte, 
jedoch belehrt ein Blick ins Pro-
grammheft eines Besseren. Denn 

nicht nur die Sächsische Staatskapelle spielte 
zum Tanz auf, sondern auch SS- und SA-Musikzü-
ge. Nicht mal das Opernensemble selbst war un-
kontaminiert, denn der in einem Zeitungsbericht 
erwähnte Sänger von Smelding wurde 1943 selbst 
aktenkundig, mit der Kulturbetreuung des SS-Per-
sonals in Auschwitz.

Überhaupt. Das Ereignis, welches ständestaat-
lich strukturiert ist, sitzt doch der Geldadel an fest-
lichen Tischen, begnügen sich die weniger betuch-
ten Geltungsbedürftigen mit Stehplätzen und wird 
das einfache Volk vor der Türe auf dem Platz be-
spaßt, ist völlig aus der Zeit gefallen. Tilo Wirtz

Ausriss aus den »Dresdner Nachrichten« von 1939 

Es ist Dienstagabend vor Ostern und die er-
sten Freisitze in der Dresdner Neustadt fül-
len sich. Die LINKE-Fraktion im Stadtrat hat-
te unter dem Motto »In Zeiten der Verrohung: 
Kultur stärken!« zu einer Podiumsdiskussion 

mit anschließender Filmvorführung in die Schauburg 
geladen. Der Fraktionsvorsitzende André Schollbach 
erinnerte mit seinen einführenden Worten daran, dass 
es schon einmal eine rechte Mehrheit im Stadtrat gab, 
die den Rotstift vor allem im Kulturbereich angesetzt 
hatte.. Dies gelte es in Erinnerung zu rufen und frühzei-
tig auf die Gefahren hinzuweisen. Es gehe auch um die 
Kultur des städtischen Diskurses. 

Auf dem Podium nahmen dann neben der LINKEN- 
Stadträtin Anja Apel, der LINKEN-Kulturbürgermeisterin 
Annekatrin Klepsch, Frau Kristina Daniels Geschäftsfüh-
rerin des »Kolibri« e.V. und der Schauspieler am Staats-
schauspiel Philipp Grimm platz. Die Moderation des 
Abends übernahm Anja Stephan. Es entspann sich eine 

Im Jahr 2020 besuchte 
Hilbert zusammen mit 
elf anderen Personen 
den Semperopernball. 
Und er hat es richtig kra-

chen lassen. Sage und schrei-
be 35.930,25 Euro betrug die 
Rechnung für den Abend – be-
zahlt aus der Stadtkasse. So 
schlugen die Eintrittskarten 
mit 6426,00  Euro zu Buche, 

Hilberts Semperopernball-Tisch kostete 22.134,00  Euro 
und die Teilnahme am Bankett verursachte Kosten von 
4793,67 Euro. Dazu der LINKEN-Fraktionsvorsitzende 
André Schollbach: »Herr Hilbert hat an einem einzigen 
Abend das durchschnittliche Jahresgehalt eines sächsi-
schen Arbeitnehmers verfeiert.« Die Redaktion

RÜCKBLICK

Ein Abend
voller Kultur

ANDRÉ SCHOLLBACH FRAGT

OB Hilbert und der  
SemperopernballBrauner Ball 

als Tradition 
Erinnerung an eine Zeit als SA- und SS-
Musikzüge zum Semperopern ball aufspielten

Die Schauburg bei Nacht

Ein solches 
Ereignis ist 

völlig aus der 
Zeit gefallen

André Schollbach

rege Diskussion in der unter anderem Anja Apel betonte: 
»Sollte Dresden nach den Kommunalwahlen nach rechts 
kippen, sind damit düstere Aussichten nicht nur für die 
Freiheit von Kunst und Kultur in unserer Stadt, sondern 
auch für die finanzielle Grundlage der Arbeit der Dresd-
ner Kulturschaffenden verbunden. Das gilt es zu verhin-
dern. Wir müssen Kunst und Kultur in ihrer Freiheit, aber 
auch in ihrer materiellen Absicherung verteidigen.« Im 
Anschluss an die Podiumsdiskussion wurde der Doku-
mentarfilm »Wenzel – Glaubt nie, was ich singe« über den 
Liedermacher Hans-Eckardt Wenzel von Lew Hohmann 
gezeigt. Ein stimmungsvoller und nachdenklicher Aus-
klang des Abends.  Dirk Wagner
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Schlechte Bilanz
Dokumentation einer Presseinformation von  
MdL Juliane Nagel zum sozialen Wohnungsbau 
in Dresden und Leipzig 

Am 23. Juni 2016 fasste der Dresdner Stadtrat 
den entscheidenden Beschluss zum Ausbau 
der Königsbrücker Straße vom Albertplatz 
bis zur Stauffenbergallee. Seitdem sind sie-
beneinhalb Jahr vergangen. Inzwischen ist 

das Jahr 2023 Geschichte, aber der Planfeststellungs-
beschluss nicht ergangen. Dazu erklärt LINKEN-Frakti-
onsvorsitzender André Schollbach: »Es ist ein Armuts-
zeugnis. Der Beschluss zur Königsbrücker Straße wurde 
2016 gefasst. Die Entscheidung setzt langsam Moos an. 
Der Termin für den Baubeginn ist nach wie vor unklar. 
Wie lange sollen denn die Dresdnerinnen und Dresdner 
noch über diese Holperpiste hoppeln?« Die Redaktion

2023 wurden in Sachsen nur 512 
Sozialwohnungen geschaffen, da-
von 433 in Leipzig und 79 in Dres-
den. Mithin fiel der Sozialwohnungs-
bau geringer aus, als im Jahr 2022, in 
dem 577 Wohneinheiten entstanden. 
In Dresden sank die Zahl der fertig 
gestellten Wohnungen kräftig auf et-
wa ein Viertel des Vorjahreswerts – 
von 297 auf 79. Der Gesamtbestand 
an Sozialwohnungen lag Ende 2022 
bei 12.541 Wohnungen und Ende 
2023 bei 12.993 (ein Plus von 452 
Wohnungen). Seitdem der soziale 
Wohnungsbau 2017 wieder in Gang 
kam, entstanden in Sachsen ledig-
lich 3368 neue Sozialwohnungen. 

Die LINKE-Landtagsabgeordne-
te Juliane Nagel dazu: »Die Bilanz 
des sächsischen Sozialwohnungs-
baus, der erst seit sechs Jahren wie-

der stattfindet, ist schlecht. Vor al-
lem mit Blick auf Dresden wird klar: 
Die Förderbedingungen sind defizi-
tär. Während die Stadt Leipzig auf ei-
ne stabile kommunale Wohnungsge-

sellschaft verweisen kann, die diese 
Defizite aus eigener Kraft ausglei-
chen kann, ist die Lage in Dresden 
anders. Die vergleichsweise kleine 
kommunale Wohnungsgesellschaft 
WID musste mehrere Sozialwoh-
nungsbauprojekte auf Eis legen.

Auch auf Druck der LINKEN hin 
wurde die Förderrichtlinie für den 
Sozialwohnungsbau 2023 ange-
passt – die Fördersätze stiegen und 
die Wohnberechtigung gilt nun auch 
für Mittelschichthaushalte, deren 
Einkommen bis zu 25 Prozent über 
der Grenze des ersten Förderwe-
ges liegt. Wir bezweifeln aber, dass 
diese Änderungen ausreichen. Es ist 
Zeit für einen Systemwechsel: Sozi-
alwohnungen sollen dauerhaft Sozi-
alwohnungen bleiben! Bisher werden 
private Konzerne staatlich subventi-
oniert, wenn sie eine befristete sozi-
ale Zwischennutzung ermöglichen. 
Danach können sie mit den Wohnun-
gen marktüblich Geld verdienen, ob-
wohl deren Bau bezuschusst worden 
war. Soziale Wohnraumförderung 
soll stattdessen öffentlichen und 
gemeinwohlorientierten Wohnungs-
unternehmen zukommen, die dau-
erhaft bezahlbare Mieten garantie-
ren. Der Zuschuss für die geförderte 
Miete muss steigen, damit sich Men-
schen mit niedrigem Einkommen die 
Wohnungen leisten können.«

Hintergrund: Der Bedarf an So-
zialwohnungen ist in Dresden und 
Leipzig um ein Vielfaches größer als 
die Zahl der neuen Wohnungen. Die 
Stadt Leipzig geht laut Wohnraum-
förderkonzeption davon aus, dass 
pro Jahr 2260 neue Sozialwohnun-
gen entstehen müssten. Die Stadt 
Dresden meldet weiterhin einen Be-
darf von 10.000 neuen Sozialwoh-
nungen. Juliane Nagel

Der Wohnungsmarkt in Dresden ist 
stark angespannt. Vor allem be-
zahlbarer Wohnraum ist knapp. 
Die LINKE will das ändern, denn 
es muss wieder gebaut werden.

Zugleich ist der Sozialwohnungsbau der 
WiD unter anderem durch gestiegene Bau-
kosten aber ins Stocken geraten. In Folge der 
Großansiedlungsprojekte werden zukünftig 
Verdrängungsprozesse kaum aufzuhalten sein, 
wenn nicht zeitnah für den Bau von Sozialwoh-
nungen gesorgt wird. Mit der Bereitstellung zu-
sätzlicher Mittel in der Höhe von 1,7 Millionen 
Euro sollen nun die Wohnbauvorhaben an den 
Standorten Braunsdorfer Straße und Schönaer 
Straße mitfinanziert werden, damit dort ge-
baut werden kann. Schön, aber nicht genug. 

Bereits letzten Mai hat DIE LINKE im Zuge 
der kurzzeitigen Anmietung von modularen 
Raumeinheiten zur Asylunterbringung auf die 
dringende Errichtung von Sozialwohnungen 
verwiesen und die Fortsetzung des sozialen 
Wohnungsbaus gefordert. Dem Antrag, not-
falls mit städtischem Zuschuss baureife Vor-
haben weiter umzusetzen, weil die Zuschüsse 
des Freistaates dazu zu gering waren, war der 
Stadtrat gefolgt. Zehn Monate später macht 
der Oberbürgermeister 1,7 Mio. Euro locker, um 
zwei Projekte mit 28 und 26 Wohnungen wie-
deraufzunehmen.

LINKEN-Stadtrat Tilo Wirtz sagte dazu: 
»Es ist schade, dass der Stadtrat unserem Er-
gänzungsantrag mehrheitlich nicht gefolgt 
ist, denn der Oberbürgermeister kleckert, wo 
er klotzen müsste. Die Vorlage ermöglicht zu 
spät, zu wenig. Wir müssen Meter machen und 
die großen WiD-Wohnbauvorhaben wieder-
aufnehmen, die Bundschuhstraße mit 79, das 
Käthe-Kollwitz-Ufer mit 137 und die Marien-
allee mit 135, also insgesamt rund 350 Woh-
nungen. Dresden ist eine Großstadt mit ei-
nem angespannten Wohnungsmarkt und keine 
Kleinstadt, die mit zwei Mietshäusern ihr Woh-
nungsproblem in den Griff kriegen kann.«

 Die RedaktionHöchste Zeit, dass die Bauarbeiten beginnen

Baumaßnahmen müssen besser gefördert werden

Die Kräne müssen sich wieder drehen

SANIERUNG DER KÖNIGSBRÜCKER STRASSE

Unendliche Geschichte

SOZIALWOHNUNGSBAU

Ein Tropfen  
auf dem 
heißen Stein 

Die Förder­
bedingungen 
sind defizitär
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Aktuell steht vor allem die Bäderland-
schaft im Dresdner Westen vor gro-
ßen Problemen. Für das Elbamare und 
das Freibad Dölzschen geht es um die 
Existenz. Beim Spaßbad »Elbamare« in 
Gorbitz läuft der Mietvertrag zwischen 
Stadt und Eigentümer in einem Jahr aus. 
Investitionen in das vor knapp 30 Jah-
ren eröffnete Bad sind dringend erfor-
derlich. Klar ist, dass entschieden wer-
den muss, ob der Mietvertrag verlängert 
werden soll und zu welchen Konditionen 
oder ob die Stadt das Bad kaufen kann. 
Investiert werden muss so oder so. Die 
Dresdner Bäder GmbH geht dafür von 
rund 20 Millionen Euro aus. Noch unge-
klärt ist die Frage der Finanzierung.

Das Luftbad Dölzschen  
darf 2024 öffnen

Für das Luftbad Dölzschen war ab 2024 
eine Sanierung geplant, weil die kom-
plette Badewassertechnik in die Jahre 
gekommen ist und nicht mehr den gel-
tenden DIN-Normen entspricht. 2025 
sollte wieder geöffnet werden. Dafür 
fehlte die Finanzierung, weshalb das 
Bad 2024 hätte geschlossen werden 
müssen. Dieses Problem ist vorerst vom 
Tisch, da das Gesundheitsamt für die 
Öffnung in dieser Saison eine Ausnah-
megenehmigung erteilt hat. Anschlie-
ßend muss es dann noch dringender 

Bäderkonzept wird  
fortgeschrieben
Den Dresdner Frei- und Hallenbädern kommt eine besondere Bedeutung zu

Gelder ist der Baubeginn aber vorerst 
ins Jahr 2025 verschoben worden. Zum 
Glück sind bis zur Fertigstellung des 
Neubaus der Erhalt und die Instandset-
zung des alten Bades gesichert.

Ein neues Bad für Pieschen

Mit dem Verkauf des historischen Sach-
senbades und einem entsprechenden 
Stadtratsbeschluss wurde 2021 sicher-
gestellt, dass das historische Sachsen-
bad als Kulturdenkmal erhalten wird und 
öffentlich zugänglich bleibt. Gleich-
zeitig wurde den Menschen vor Ort ein 
dem heutigen technischen Standard 
entsprechender Neubau in Aussicht ge-
stellt. Geplant sind nun in Pieschen ein 
Kombibecken mit sechs 25-Meter-Bah-
nen, ein Kursbecken und ein Planschbe-
cken. Die drei ersten von sechs unter-
suchten Standorten werden nun unter 
Einbeziehung der Pieschener Initiative 
»Sachsenbad erhalten« diskutiert.

Margot Gaitzsch

saniert werden. Die Pläne dafür liegen 
bereits vor. Doch dafür wackelt die Fi-
nanzierung immer noch bedenklich. Be-
nötigt werden für die aufwendigen Bau-
maßnahmen mindestens 3,2 Millionen 
Euro. Verzögert sich die Sanierung wei-
ter, wird dieser Betrag sicher nochmals 
steigen.

Des Weiteren sind im Dresdner Nor-
den und in Blasewitz-Striesen bei der 
Versorgung mit Hallenbädern Defizite zu 
verzeichnen. Für den 1935 fertiggestell-
ten, denkmalgeschützten Sportkomplex 
in Klotzsche ist nun eine neue Schwimm-
halle mit Sport-, Lehrschwimm- und The-
rapiebecken geplant. Wegen fehlender 

Die Dresdner  
Bäder GmbH geht 
von rund zwanzig 
Millionen Euro aus

N ein, diesmal nicht das Flugwesen, 
sondern ein anderer Freizeits-
port. Bewegung an der frischen 
Luft ist bekanntlich eine gute Sa-
che. Das gilt auch für das Skaten, 

eine Sportart, die sich seit einiger Zeit großer 
Beliebtheit erfreut. Skaten wird vorrangig im öf-
fentlichen Raum und unorganisiert durchgeführt. 
Diese Sportart vereint sowohl den freizeit- als 
auch den leistungssportlichen Gedanken. Aber 
so richtig Spaß macht es erst auf einer ordent-
lich ausgebauten Skateanlage. Die Stadt hat des-
halb ein Entwicklungskonzept für Skateanlagen 
in Dresden vorgelegt. 

Das Konzept soll die Bedingungen für die Ska-
teszene stadtweit verbessern, indem konkrete 
Maßnahmen bedarfsgerecht ermittelt und umge-
setzt werden sollen. Es werden sowohl die bereits 
bestehenden Anlagen analysiert, als auch Stand-
ortvorschläge für neue Anlagen gemacht. So sol-
len zum Beispiel am Alten Leipziger Bahnhof und 
in der Johannstadt neue Skateanlagen entste-
hen, um nur zwei Beispiele zu nennen. So haben 
die Freizeitsportlerinnen und Freizeitsportler die 

Möglichkeit, sich unmittelbar vor Ort ihrem Hob-
by zu widmen und nicht erst weite Wege bis zur 
nächsten Skateanlage in Kauf nehmen zu müssen. 
Das fördert sicher auch die Spontanität der Spor-
tausübung, wenn der Skatepark vor der Haustür 
liegt.

Dazu sagt LINKE-Stadträtin Margot Gaitzsch, 
unsere Vertreterin im Sportausschuss: »Es ist 
sehr zu begrüßen, dass die Stadtverwaltung die-
ses Konzept vorgelegt hat und die Entwicklung 
des Skatesports befördern möchte. Allerdings 
hat die Sache noch einen Haken, denn erst bei 
der Umsetzung sollen die Verwaltungszustän-
digkeiten geklärt werden, da der Eigenbetrieb 
Sportstätten nur für Sportanlagen zuständig ist, 
die vorrangig durch den organisierten Sport ge-
nutzt werden. 

Das ist ein Problem, denn es droht ein verwal-
tungsinternes Ringen um die Zuständigkeiten. Die 
Verantwortlichkeiten müssen schnellstmöglich 
im Interesse der Sportlerinnen und Sportler ge-
klärt werden. Damit die Umsetzung reibungslos 
erfolgen kann und das Konzept nicht zum Papier-
tiger wird.« Die Redaktion

KONZEPT FÜR SKATEANLAGEN IN DRESDEN

Es entwickelt sich

Nur fliegen ist schöner

Der Badebereich im Georg-Arnhold-Bad
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V or über vier Jahren erklärte der Dresdner 
Stadtrat angesichts des voranschreiten-
den Klimawandels den Klimaschutz zur 
städtischen Aufgabe von höchster Prio-
rität. Zudem beauftragte der Stadtrat die 

Stadtverwaltung, das Integrierte Energie- und Kli-
maschutzkonzept der Landeshauptstadt Dresden zu 
überarbeiten. Es sollte unter anderem um einen Maß-
nahmenkatalog ergänzt werden, der konkret aufzeigt, 
wie die Stadt im Rahmen ihrer Handlungsmöglichkei-
ten Klimaneutralität erreichen kann. Ursprünglich sollte 
das Konzept bis 2022 fertig erstellt sein. Zwischenzeit-
lich erfolgte die Trennung vom ursprünglichen Gene-
ral-Auftragnehmer. Die Erarbeitung zog sich in die Län-
ge. Jetzt endlich liegt das überarbeitete Integrierte 
Energie- und Klimaschutzkonzept (IEK) vor und wird in 
den Gremien des Stadtrates beraten. 

KLIMASCHUTZ

Im Schneckentempo

Im Kriechgang durch die Zeitenwende

Auf Anfrage des LINKEN-Fraktionsvorsitzenden 
André Schollbach teilte Oberbürgermeister Hilbert 
(FDP) mit, dass für die Erarbeitung dieses Konzepts 
sage und schreibe 348.878 Euro an Kosten angefallen 
sind. Der Fragesteller ergänzt dazu: »Vier Jahre für ein 
Konzept. Das ist Klimaschutz im Schneckentempo. Es 
ist bemerkenswert, wie lange gerade bei diesem The-
ma von einer grünen Bürgermeisterin herumgetrödelt 
wurde.« Jetzt kommt es darauf an, die Maßnahmen 
kontinuierlich umzusetzen. Das wird die Stadt und den 
Rat in den kommenden Jahren noch vor manch schwie-
rige Entscheidungen stellen. Der Praxistest ist auch 
beim Klima der Entscheidende. Aus Sicht der LINKEN 
kommt es bei der Umsetzung darauf an, die Versor-
gungssicherheit und die Bezahlbarkeit für die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher im Blick zu behalten. 

  Die Redaktion

Die Stadtpolitik muss schon jetzt über-
legen, welche Strategien und konkrete 
Maßnahmen notwendig sind, damit die 
Großansiedlung sowohl für die Dresdner 
Bevölkerung als auch für kleinere Unter-
nehmen zu einer Chance wird. Es ist von 
enormer Bedeutung, dass die Dresdne-
rinnen und Dresdner in diese Entwick-
lung mit einbezogen werden und erfah-
ren, wie dieser Aufwuchs an Industrie 
durch verschiedenste Maßnahmen be-
gleitet wird.

Welche Erfahrungen machten die 
Menschen im Dresdner Norden und in 
den angrenzenden Ortschaften bisher? 
Es erfolgte unter anderem die Ansied-

Chancen und Risiken
Die Ansiedlung des Mikrochip Herstellers TSMC im Dresdner 
Norden ist eine Chance und eine Herausforderung zugleich 
und ist aber auch mit Risiken verbunden

kein Ortszentrum, keine kulturelle Ein-
richtung in Klotzsche.

Die Ansiedlung eines Riesen wie TS-
MC hat natürlich weitere Auswirkungen 
auf die Menschen vor Ort. Es wird Zuzug 
und Pendlerverkehr geben, zusätzliche 
Kindergartenplätze werden benötigt, 
um nur einige Ansiedlungsfolgen zu nen-
nen. All das erfordert Maßnahmen der 
Stadt, welche in der Umsetzung jedoch 
deutlich dem Industriebau hinterherhin-
ken werden. Das ist zumindest nach den 
bisherigen Erfahrungen zu befürchten. 
Auf Basisversammlungen, bei den Bür-
gersprechstunden und beim politischen 
Stammtisch vom Netzwerk Nord werden 
diese Sorgen an uns herangetragen.

Eine der größten Ängste bezieht sich 
auf das Wohnen. Zu bebauende Flächen 
sind kaum noch vorhanden und man be-
fürchtet aus den Wohnungen vertrie-
ben zu werden, weil Fachkräfte kommen, 
die eine höhere Miete bezahlen können. 
Klotzsche hat im einen sehr hohen Anteil 
an älteren Menschen und bei manchem 
reicht die Rente schon jetzt nicht mehr 
für die Miete. Dem kann man nur begeg-
nen, in dem man klar sagt, wo und wann 
Wohnungen für den Zuzug von über 
10.000 Menschen geschaffen werden. 
Wie kann der soziale Wohnungsbau wei-
ter vorangetrieben werden?

Es müssen jetzt auch ganz konkret 
Konzepte zur Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur vorgelegt werden. 
Wie kann der ÖPNV ausgebaut werden, 
damit die Menschen auch ohne Auto zur 
Arbeit kommen? Wie können die umlie-
genden Gemeinden besser angebunden 
werden? All das braucht eine Antwort in 
den nächsten Jahren und nicht erst in 
Jahrzehnten. Anja Apel

lung von Globalfoundries, Infineon und 
Bosch. Alles große Baustellen und die 
Fertigstellung in enormem Tempo. Ge-
rade wird an der Erweiterung von Infi-
neon und dem Neubau von Jenoptik ge-
baut. Tag und Nacht bewegen sich die 
Kräne, fahren die Laster und der Bau 
schreitet rasant voran. Bis zu 540 Las-
ter fahren täglich mit Erde und Sand be-
laden die Karl-Marx-Straße hinauf und 
leer wieder hinunter. Lärm, Feinstaub-
belastung und verstopfte Straßen – das 
alles wurde und wird von der Bevölke-
rung mitgetragen.

Während die Industrieansiedlungen 
rasch fortschreiten, ist die Umsetzung 

von kommunalen Projekten sehr zäh 
und langwierig. Beim Schulbau und der 
Sanierung von Schulen haben wir die Er-
fahrung gemacht, dass dies sehr lange 
Prozesse sind. Da können leicht zehn 
Jahre und mehr vergehen, bevor die 
Maßnahme umgesetzt wird. Für die seit 
langem versprochene neue Schwimm-
halle reicht momentan das Geld nicht. 
Noch immer gibt es kein Bürgerhaus, 

Die größte Angst 
bezieht sich  

auf das Wohnen

Ein kleines Teil mit großen Auswirkungen
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Wie die Stadt Dresden mitteilte, 
wurden im Rahmen von Sicherheits-
überprüfungen erhebliche Schäden 
an der Holzsubstanz des Spielplat-
zes am Käthe-Kollwitz-Ufer festge-
stellt. Um die Sicherheit der Kinder 
nicht zu gefährden, wurden betrof-
fene Spielgeräte auf der Anlage am 
Fährgarten nun abgebaut. Der Re-
paraturaufwand als auch die ent-
stehenden Kosten seien demnach 
noch nicht abzuschätzen.

Die Stadt bemühe sich um eine 
schnelle Lösung und den Wieder-
aufbau des Spielplatzes bis Herbst 
2024, so das Amt für Stadtgrün und 
Abfallwirtschaft. Dieses entschul-
digt sich für die Umstände und wirbt 
um Verständnis.

Dazu sagt die LINKE-Stadträtin 
Dr. Margot Gaitzsch, Mitglied im Um-

weltausschuss: »Es ist unverständ-
lich und äußerst ärgerlich, dass die 
Spielgeräte abgebaut werden muss-
ten und deshalb den Kindern nicht 
mehr zur Verfügung stehen. Hier hat 

die Verwaltung offensichtlich ver-
säumt, regelmäßig und rechtzeitig 
die Sicherheit zu prüfen und die Ge-
räte entsprechend zu warten. Das 
kommt der Verwaltung nun teuer 
zu stehen und belastet zusätzlich 

den Haushalt. Ich fordere Oberbür-
germeister Dirk Hilbert auf, notwen-
dige, personelle wie materielle Res-
sourcen unverzüglich zur Verfügung 
zu stellen, damit der Spielplatz bald 
wieder nutzbar ist.«

Dieser Vorfall war für Dr. Gai-
tzsch Anlass genug, eine Anfrage 
an den Oberbürgermeister zur Sa-
nierung und Instandhaltung von 
städtischen Spielplätzen zu stel-
len. Die Fragestellerin will zum Bei-
spiel wissen, in welchem Rhythmus 
die Spielplätze auf ihre Funktions-
tüchtigkeit überprüft werden und 
wie lange es im Durchschnitt dau-
ert, bis festgestellte Mängel beho-
ben werden. Spielplätze sind wich-
tig, aber nur, wenn sie auch sicher 
und funktionstüchtig sind.

 Die Redaktion

Kinder brauchen Bewegung an der frischen Luft

Hier ist der Volleyball zu Hause

B ereits 2016 wandte sich der Stadts-
portbund an den damaligen Sport-
bürgermeister Dr. Peter Lames mit 
folgendem Schreiben: »Sehr geehr-
ter Herr Bürgermeister Dr. Lames, 

seit vielen Jahren besteht in der Margon-Are-
na das Problem, dass es in unregelmäßigen Ab-
ständen, an unterschiedlichen Stellen, bei un-
terschiedlichen Wetterlagen zu Einregnungen 
über der Sportfläche der Haupthalle kommt.« 

Im Januar 2024 stand ein Europacupspiel 
der DSC-Volleyballerinnen kurz vor dem Ab-
bruch, weil Regenwasser an mehreren Stellen 
kurz neben dem Spielfeld Pfützen bildete.

Zwischen diesen beiden Ereignissen stan-
den mehrere Stadtratsbeschlüsse, in denen 
die Mitglieder des Stadtrates ihren Willen zum 
Ausdruck brachten und Geld bereitstellten, um 
die Probleme in der Margon-Arena endlich zu 
beseitigen. Ebenfalls zwischen diesen beiden 
Ereignissen steht ein Betreiberwechsel weg 
vom Stadtsportbund hin zur Stadtverwaltung, 
die glaubte, es besser zu können. Die Stadt-
verwaltung hat es also in den vergangenen 18 
Jahren nicht geschafft, ein Dach abzudichten, 
in dem es durchregnet. Dazu LINKEN-Stadt-
rat Tilo Kießling, Mitglied im Sportausschuss: 
»Wahrscheinlich wachen einige erst auf, wenn 
es ihnen höchstpersönlich auf den Schreib-
tisch regnet.« Die Redaktion

REGEN-CHAOS  
AN MARGON-ARENA 

Schädigung des 
Rufs der Stadt

Gefährliches Spiel
Die Stadtverwaltung versäumt es offenbar Spielplätze 
regelmäßig auf ihre Sicherheit zu prüfen

»Es ist ärgerlich, 
wenn Spiel­ 

gerät abgebaut  
werden muss«  

Dr. Margot Gaitzsch

D en Schulstart im August 2023 hatte sich 
die Schulgemeinschaft der 68. Grund-
schule »Am Heiligen Born« in Leub-
nitz-Neuostra sicher anders vorgestellt. In 
den letzten Sommerferien wurden im Alt-

bau Deckenschäden in den Flurbereichen festgestellt. 
Um die Sicherheit der Kinder und des Personals zu ge-
währleisten, wurde das historische Schulgebäude an 
der Heiligenbornstraße deshalb vorsorglich gesperrt. 
Der Schulbetrieb wurde bis auf Weiteres an einen an-
deren Standort ausgelagert. Was zum Teil erhebliche 
Auswirkungen beispielsweise auf den Schulweg der 
Schülerinnen und Schüler hat. André Schollbach Frak-
tionsvorsitzender der LINKEN-Stadtratsfraktion, hat 

daher nach dem Zeitplan für die Sanierung bei der Ver-
waltung gefragt. Denn ursprünglich war versprochen 
worden, dass die Schule zu den Winterferien 2024 
wieder nutzbar sein sollte. Die Antwort der Verwaltung 
macht deutlich, dass dieser Termin nicht haltbar ist. 
Als Gründe dafür, werden vergaberechtliche Vorgaben 
und »städtische Terminabläufe« genannt. Was auch 
immer unter letzterem zu verstehen ist. Nunmehr ver-
spricht die Verwaltung den Baubeginn für März 2024. 
Und die Fertigstellung für den Juli 2024. Im Interesse 
der Schülerinnen und Schüler bzw. der betroffenen El-
tern ist zu hoffen, dass keine weiteren Verzögerungen 
bei der Bauausführung auftreten. DIE LINKE wird am 
Ball bleiben. Die Redaktion

AUSLAGERUNG 68. GRUNDSCHULE

Erhebliche Auswirkungen

Vorsorglich gesperrt: die 68. Grundschule
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Hier ist der Volleyball zu Hause

Keine banale 
Angelegenheit
In einer Abstimmung über die Bezahlkarte  
für Asylsuchende stimmte die CDU erstmals  
im Stadtrat geschlossen einem AfD-Antrag zu

Das Kleingartenwesen leistet für 
uns einen unverzichtbaren sozia-
len, kulturellen und ökologischen 
Beitrag für die Stadt. Wir müs-
sen am Bundeskleingartengesetz 

(BkleinG) festhalten, denn dieses sorgt unter 
anderem mit der Pachtpreisbindung und dem 
Kündigungsschutz für soziale Gerechtigkeit. 
Die LINKE tritt für die Weiterentwicklung des 
Kleingartenwesens als Stadtkultur für alle Al-
tersgruppen ein. 

Gut konzipierte, offen gestaltete Kleingar-
tenanlagen haben einen großen Einfluss auf die 
Lebensqualität, das Klima und die Biodiversität 
in Stadtteilen und Wohnquartieren – sie profi-
tieren erheblich vom Mehrwert durch Klein-
gärten. Die Stadt muss bestehende sowie neu 
entstehende Kleingartenanlagen als grüne Inf-
rastruktur sichern und als zukunftsfähiges Mo-
dell der Stadtentwicklung fördern. Kleingärten 
müssen bei der Städtebauförderung und mög-
lichen Infrastrukturmaßnahmen ein fester An-
sprechpartner sein, um eine bedarfsgerechte 
Stadtplanung zu ermöglichen.

Die Stadt Dresden muss der Abwasserent-
sorgung in Trinkwasserschutzzonen eine hohe 
Priorität einräumen, da es ein großes öffentli-
ches Interesse an einer gemeinsamen Lösung 
gibt. Wir sehen hier den Oberbürgermeister 
und die Umweltbürgermeisterin klar in der Ver-
antwortung, eine gute und sozialverträgliche 
Lösung zu finden. Dafür müssen auch individu-
elle Möglichkeiten für Entsorgungssysteme vor 
Ort geprüft werden.

DIE LINKE hat sich in den vorangegange-
nen Wahlperioden für den Bestand der Klein-
gärten in der Stadt eingesetzt und wird dies in 
den kommenden Wahlperioden fortführen. Im 
Flächennutzungsplan und bei Bebauungsplä-
nen stimmen wir keiner Verringerung von Grün- 
und Kleingartenflächen zu. Kleingärten haben 
bei uns Vorrang und dürfen weder durch Inves-
titionen noch Infrastrukturvorhaben verdrängt 
werden. Deshalb gilt es, die bestehenden 
Kleingartenanlagen bestmöglich zu schützen. 
Dies gilt insbesondere dort, wo es angesichts 
der auf dem Immobilienmarkt zu erzielenden 
Gewinne zu Begehrlichkeiten kommt. 

  Katharina Hanser

Gegenstand war ein Antrag der AfD, 
welcher die Einführung einer Be-
zahlkarte für Geflüchtete forderte. 
Seit Monaten wird öffentlich über 
die Bezahlkarte debattiert, einige 
Landkreise und Kommunen haben 
bereits Bezahlkarten eingeführt. Ei-
ne bundesweite Karte wird voraus-
sichtlich im Januar 2025 kommen.

Wir als Linksfraktion stehen ei-
ner Bezahlkarte durchaus offen ge-
genüber. Derzeit bekommen Asyl-
bewerberinnen und Asylbewerber 
ihre Leistungen – 205 Euro monat-
lich – in bar ausgezahlt. Der Wech-
sel dieser Praxis zu einem Karten-
system kann eine Vereinfachung 
sein. Eigentlich eine ganz banale 
Angelegenheit, die allein die Ver-
waltungspraxis betrifft.

In der öffentlichen Debatte aber 
wird die Bezahlkarte als Vehikel ge-
nutzt, um Stimmung gegen Geflüch-
tete zu machen. Beispielsweise mit 
der Unterstellung, Geflüchtete wür-
den Geld in ihre Herkunftsländer 
schicken. Diese Aussage ist nicht 
belegt, weckt aber den Eindruck, 
dass Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber so viel Geld bekommen, 
dass sie locker was beiseitelegen 
können. Weiterhin wird von ver-

schiedenen Einschränkungen ge-
sprochen, beispielsweise dem Aus-
schluss verschiedener Produkte 
wie Alkohol oder Glücksspiel. Auch 
das suggeriert, Geflüchtete könn-
ten sich lauter Dinge leisten, die 
über das absolut Notwendige hin-
ausgehen. Beides ist realitätsfern. 

Ein Instrument  
der Stigmatisierung

Die CDU mischt in der politischen 
Debatte um die Bezahlkarte kräftig 
mit und schürt damit rechte Nar-
rative. Der AfD-Antrag – dem die 
CDU mit ihren Stimmen zu einer 
Mehrheit verhalf – fordert nun die 
Einführung einer solchen Bezahl-
karte in Dresden mit diversen Ein-
schränkungen und Kontrollfunktio-

nen. Letztlich macht sie damit aus 
einem banalen Zahlungsmittel ein 
Instrument der Gängelung und 
Stigmatisierung. 

Von tatsächlichen Problemen, 
wie mangelnden und teuren Un-
terbringungskapazitäten oder den 
vielen Einschränkungen bei der Ar-
beitsaufnahme, löst die Karte kei-
nes. Die Diskussion darum und auch 
der nun im Stadtrat gefällte Be-
schluss sind daher kein konstrukti-
ver Beitrag in der Migrationspolitik, 
sondern nur Stimmungsmache.

Mittlerweile hat der Oberbür-
germeister dem Beschluss wider-
sprochen. Er begründet diese Ent-
scheidung damit, dass das mit dem 
Antrag verfolgte Ziel - die Einfüh-
rung einer kommunalen Bezahl-
karte – mit dem Abwarten auf eine 
bundesweite Bezahlkartenlösung 
besser erreicht werden kann. Eine 
kommunale Lösung, die frühestens 
im Dezember 2024 einsatzbereit 
wäre, würde von der bundeswei-
ten Bezahlkarte ohnehin verdrängt. 
Demgegenüber stehen prognos-
tizierte Kosten von 140.000 bis 
230.000 Euro. Hinzu kommt der ho-
he personelle Aufwand. 

 Pia Barkow

Eine Karte sie alle zu gängeln

Für Kind und Kegel grüne Oasen schaffen

DER GARTEN UND DIE LINKE

Städtische 
Oasen

Die viel  
beschworene 
Brandmauer 
ist auf offener 
Bühne einge­
rissen worden
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D as Herrenberg-Urteil 
das Bundessozialge-
richt hat neue Stan-
dards für die sozialver-
sicherungspflichtige 

Beschäftigung in Lehrberufen ge-
setzt. Dies betrifft auch Lehrkräfte 
an Musikschulen.

Der Eigenbetrieb Heinrich- 
Schütz-Konservatorium der Lan-
deshauptstadt (HSKD) ist als städ-
tische Musikschule ein wichtiger 
Teil der kommunalen Bildungsland-
schaft. Bisher beschäftigte das 
HSKD – neben den 93 angestell-
ten Musikpädagogen – 170 selbst-
ständige Honorarlehrkräfte. Diese 
Zweiklassengesellschaft kritisiert 
DIE LINKE. im Dresdner Stadtrat 
schon lange.

Die Musikschulleitung des HSKD 
hat nach Vorliegen des Urteils ei-
ne arbeitsrechtliche Prüfung ver-
anlasst. Im Ergebnis ist zu erwar-

ten, dass durch das HSKD für alle 
oder zumindest die überwiegen-
de Mehrzahl der Honorarlehrkräfte  
Sozialversicherungsbeiträge abge-
führt werden müssen. Das heißt, 
Hono rar verträge müssen in sozial-
versicherungsrechtliche Beschäfti-
gungsverhältnisse überführt werden 

– gegebenenfalls mit Festanstellung 
und Tarifbindung. 

»Prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse sind gerade im Kulturbereich lei-
der noch gang und gäbe, da ist es gut, 
dass sich das Bundessozialgericht für 
die sozialversicherungsrechtliche Be-
schäftigung der Honorarkräfte an Mu-
sikschulen ausgesprochen hat. Das 
fördert die Motivation und die Bin-
dung der Lehrkräfte an das Konser-
vatorium. Auch hier soll gelten: glei-
cher Lohn bei gleicher Arbeit.« Meint 
die LINKE-Stadträtin Anja Apel, Mit-
glied im Kulturausschuss. 

 Die Redaktion

D ie Rekommunalisierung, also 
die Rückübernahme privati-
sierter städtischer Aufgaben 
in die kommunalen Hände, 
ist schon seit einigen Jahren 

im Trend. DIE LINKE. im Dresdner Stadtrat 
möchte dem Trend folgen und ebendies für 
die Speisenversorgung am Städtischen Kli-
nikum anschieben.

Am Standort Weißer Hirsch kam es im 
letzten halben Jahr wegen Personalman-
gels wiederholt zur wochenlangen Schlie-
ßung der Cafeteria. Das bedeutet, dass es 
keine Essensausgabe für das Personal gab 
und die Patientinnen und Patienten konnten 
keine Getränke oder Kuchen erwerben.

DIE LINKE hat deshalb einen Antrag zur 
Verbesserung der Speisenversorgung am 
Städtischen Klinikum eingebracht. Darin 
wird der OB beauftragt, das Insourcing der 
Speisenversorgung am Städtischen Klini-
kum Dresden zu prüfen. 

LINKE-Stadtrat Jens Matthis, Mitglied im 
Gesundheitsausschuss, erklärt: »Die Zei-
ten, wo Ausgliederungen generell einen 
betriebswirtschaftlichen Vorteil - natürlich 
zu Lasten der Beschäftigten- versprachen, 
sind vorbei. In Zeiten größten Fachkräfte-
mangels sind gute Arbeitsbedingungen 
ein Vorteil und die Rückkehr privatisierter 
Dienstleistungen in die kommunale Hand 
ein Gewinn für die Beschäftigten und für die 
Stadt.« Die Redaktion

»FIT IM PARK«

Spaß am Bewegen

REKOMMUNALISIERUNG

Zurück in  
die städtische 
Hand

V iele Dresdnerinnen und Dresdner werden es ken-
nen und schätzen. Auch 2024 findet das Bewe-
gungsprogramm »Fit im Park« wieder statt. Es ist 
ein kostenfreies Angebot, das die Menschen ganz 
spontan ohne Voranmeldung nutzen können. Es 

werden zahlreiche verschiedene Kurse angeboten. Das Pro-
gramm war im vergangenen Jahr ein voller Erfolg.

Leider wird »Fit im Park« nur vom Mai bis Juli angeboten. 
DIE LINKE. im Dresdner Stadtrat hat daher einen Antrag ein-
gereicht, der zum Ziel hat, dieses erfolgreiche Programm 
gemeinsam mit dem Stadtsportbund Dresden zum Ganz-
jahresangebot zu entwickeln. Die Vereine, die im Stadtsport-
bund organisiert sind, können sich so durch die Nutzung der 
etablierten Marke »Fit im Park« bekannter machen und neue 
Mitglieder für regelmäßiges Sporttreiben gewinnen.»Das 
niedrigschwellige Programm ist geeignet, Freude an der Be-
wegung zu vermitteln und spricht alle Altersgruppen an. Ziel 
sollte es deshalb sein, dass dieses Angebot von Vereinen 
künftig fest in ihr Programm übernommen wird«, findet LIN-
KE-Stadträtin Dr. Margot Gaitzsch. Die Redaktion

FESTANSTELLUNG FÜR MUSIKLEHRER

Gleicher Lohn  
für gleiche Arbeit

Blick auf das Heinrich-Schütz- 
Konservatorium

Die Kantine – ein geselliger Ort 

Ein niedrigschwelliges Angebot für jedermann


